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Pöttering: Zeitpunkt für 
Verhandlungen mit Türkei 

nicht gekommen 

Bei seiner ersten Pressekonferenz nach der 
Sommerpause hat der EVP-ED-Fraktionsvorsitzen- 
de Hans-Gert Pöttering die Einsetzung der neuen 
Kommission, die Wettbewerbsfähigkeit der EU, die 
Chemikalienpolitik, die Währungsstabilität und den 
Kommissionsbericht über die Türkei als politische 
Prioritäten derkommenden Monate bezeichnet. Ins- 
besondere im Hinblick auf die Menschenrechtslage 
in der Türkei erklärte Pöttering, er halte den Zeit- 
punkt für die Eröffnung von Verhandlungen nicht für 
gekommen. In jedem Fall müssten Verhandlungen 
mit der Türkei „ergebnisoffen" geführt werden. 
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EUROPäISCHE SICHERHEITSPOLITIK 

KARL VON  WOGAU: 

Europäische Sicherheitsstrategie 
weiter entwickeln 

EUROPäISCHES PARLAMENT RICHTET UNTERAUSSCHUSS FüR 

SLCHERHEITS- UND V E R T E I D I G U N G S P 0 L I T I K EIN 

Karl von Wogau MdEP 

Das neugewählte Eu- 

ropäische Parlament 
trägt den Entwicklungen 

der letzten Jahre im Be- 
reich der Verteidigung 
Rechnung und hat für 
diese Legislaturperiode 
einen speziellen Unter- 
ausschuss für Sicherheit 
und Verteidigung einge- 

richtet. Dieser Unteraus- 
schuss knüpft an die Tra- 
dition der Europäischen 
Verteidigungsgemein- 

schaft von 1952 an. 
Nach deren Scheitern hat sich die 

Europäische Union zu einer ausschließ- 
lichen Wirtschaftsgemeinschaft ent- 

wickelt. Der Wendepunkt im Bewusst- 
sein des Europäischen Parlamentes 
kam mit dem Massaker von Srebreni- 
ca. Damals entstand ein breiter Kon- 
sens, dass die Europäische Union die 
Fähigkeit entwickeln muss, in ihrem 
geographischen Umfeld friedensstif- 
tende Interventionen durchzuführen. 

Die 25 Mitgliedstaaten der Europäi- 

schen Union geben zusammen rund 
160 Mrd. Euro pro Jahrfür Verteidigung 

aus. Dies entspricht weniger als 50 % 
der Militärausgaben der USA. Aller- 

dings wird dieses Geld oft unkoordi- 
niert und ineffizient ausgegeben. Des- 

halb erreichen die Mit- 
gliedsstaaten auch nur 
10 % der amerikanischen 

Effizienz. Dies gilt gera- 
de auch für den Bereich 

der Sicherheits- und Ver- 
teidigungsforschung. 
Die Mitgliedstaaten ge- 
ben hier zusammenge- 
fasst ca. 10 Mrd. Euro 

pro Jahr aus, was le- 
diglich rund 20 % des 
amerikanischen Niveaus 
entspricht. Davon ent- 

fallen auf die größten Mitgliedstaaten 
je 2-3 Mrd. Euro. Die Europäische Ver- 
teidigungsagentur und die Vorberei- 

tende Aktion der Europäischen Kom- 
mission zur Sicherheitsforschung sind 
Ansätze zu einer sinnvollen Bündelung 
dieser Forschungs- und Entwicklungs- 

aktivitäten. 
Die erste Aufgabe des Unteraus- 

schusses besteht darin, einen Beitrag 
zur Weiterentwicklung der Europäi- 
schen Sicherheitsstrategie zu leisten. 

Es ist notwendig, die von Solana for- 
mulierten und vom Europäischen Rat 
beschlossenen Ansätze weiterzuent- 

wickeln. Sie stellen eine gute Bedro- 
hungsanalyse dar, sind jedoch noch 
nicht ausreichend bezüglich der zu be- 
schließenden Maßnahmen. Der näch- 
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ste Schritt auf diesem Weg sollte ein 
Weißbuch zur Europäischen Verteidi- 
gungsein. Überdieses Themamussei- 
ne breite Diskussion in den Parlamen- 
ten der Mitgliedsländer, im Europäi- 
schen Parlament und in der Öffentlich- 
keit geführt werden. 

Neben der Sicherheitsstrategie wer- 
den in den nächsten Monaten die Eu- 
ropäische Verteidigungsagentur, der 
Jahresbericht über Waffenexporte, die 
Nichtverbreitung von Massenvernich- 
tungswaffen sowie verbesserte Me- 
thoden zur Minenräumung Themen im 
Unterausschuss sein. Der Hauptaus- 
schuss wird sich intensiv mit der Über- 
nahme der Verantwortung in Bosnien- 
Herzegowina und mit der weiteren Ent- 

wicklung im Sudan beschäftigen müs- 
sen. Außerdem wird sich der Aus- 
schuss mit der Nichtverbreitung von 
Massenvernichtungswaffen beschäfti- 
gen, sowie mit verbesserten Methoden 
zur Minenräumung. 

Die Europäische Union entwickelt 
sich im Umfeld gemeinsamer Projekte. 
Nach dem Binnenmarkt, dem Euro und 
der Europäischen Verfassung ist nun 
die Europäische Verteidigung der ab- 
schließende Baustein bei der Verwirk- 
lichung der europäischen Einigung. 

Dr. Karl von Wogau (CDU Baden- 
Württemberg) ist Vorsitzender des Un- 
terausschusses für Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik des Europäischen 
Parlaments. 

MICHAEL   GAHLER: 

Sudan - der Druck der internationalen 
Gemeinschaft muss zunehmen 

EUROPäISCHES  PARLAMENT  ENTSENDET  DELEGATION 

IN   DIE   KRISENREGION 

Cue Situation im westsudanesischen 
Darfur gibt Anlass zur größten Sor- 

ge. In Folge von Kämpfen zwischen 
schwarzafrikanischen Rebellenorgani- 
sationen auf der einen - und der suda- 
nesischen Regierung und den mit ihrver- 
bündeten arabischen Milizen auf der 
anderen Seite kamen seit Februar 2003 
mindestens 30000 Menschen ums Le- 
ben, über 1 Million wurden vertrieben. 
Das Ziel der arabischen „Janjaweed"- 
Milizen scheint die „ethnische Säube- 
rung" des Gebietes von der schwarzen 

Bevölkerung zu sein. In den Flüchtlings- 
kamps an der Grenze zum oder im 
Tschad leben zur Zeit schätzungsweise 
170.000 Vertriebene unter schlimm- 
sten Bedingungen, so dass der Aus- 
bruch von Epidemien vorprogrammiert 
ist. Die Tatsache, dass nicht nur die 
ständigen UN-Sicherheitsratsmitglie- 
der Russland und China starke Roh- 
stoffinteressen im Sudan haben, hat je- 
doch am 30. Juli zu einer Sicherheits- 
ratsresolution geführt, die zwar u.a. die 
Entwaffnung der Janjaweed-Milizen sei- 
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Darfur 
Fläche 
500 000 Quadratkilometer 
(so groß wie Spanien) 

Einwohner 
etwa drei Millionen sesshafte 
schwarze Bauern 
(u.a. Stamm der Fur, Darfur = 
.Haus der Fur-) 
und meist nomadisierende 
Araber, der Nordosten 
ist fast menschenleer 

Landwirtschaft 
im Norden hauptsächlich 
Kamel-, Schaf- und Ziegenzucht, 
im Süden Anbau von Getreide 
und Obst, 
zudem wurde Erdöl gefunden ZENT.- 

AFR. 

500km 

tens der sudanesischen Regierung for- 
dert und Gerichtsverfahren für deren An- 
führer, das Wort „Sanktionen" wird für 
den Fall der Nichteinhaltung jedoch 
nicht ausdrücklich erwähnt. Auch die Ei- 
nigung zwischen der UN und der suda- 
nesischen Regierung vom 21. August 
betreffend die Flüchtlingsrückkehr lässt 
Zweifel hinsichtlich der Erfüllung der an- 
deren Verpflichtungen nicht kleiner wer- 
den. Die 30-Tagefrist bis zu einem er- 
sten Bericht des UN-Generalsekretärs 
zur Umsetzungder Forderungen läuft En- 
de August ab. 

Die Meinungsbildung im Europäi- 
schen Parlament geht deswegen ein- 
deutig in Richtung Sanktionen. Bei einer 
Aussprache des Entwicklungsausschus- 
ses des Europäischen Parlaments über 
die humanitäre Lage in Darfur waren die 
Ausführungen des sudanesischen Bot- 
schafters während der Ausschussde- 
batte nicht ganz deckungsgleich mit der 
öffentlichen Wahrnehmung. So hatte die- 
ser zwar humanitäre Probleme und auch 
gewalttätige Auseinandersetzungen ein- 

geräumt, diese aber in er- 
ster Linie auf den seit der 
Unabhängigkeit Sudans im 
Jahre 1955 schwelenden 
Bürgerkrieg zwischen arabi- 
schen Stämmen und sol- 
chen afrikanischen Ur- 
sprungs zurückgeführt. Es 
reicht aber nicht mehr aus, 
fast 50 Jahre nach der Ent- 
lassung in die Unabhängig- 
keit weiterhin vor allem die 
ehemaligen Kolonialmäch- 
te für innersudanesische 
Konflikte verantwortlich zu 
machen. 

Ein abgestimmtes eu- 
ropäisches Vorgehen nach Ablauf der 
Frist ist dringend erforderlich, ebenso 
wie die Notwendigkeit, die Flüchtlings- 
hilfe für den Sudan auf eine sichere fi- 
nanzielle Basis zu stellen. Die Erklärung 
des Rates, bis Oktober 260 Millionen 
Euro an Soforthilfe zur Verfügungzustel- 
len, ist ein wichtiges Zeichen vor allem 
für die Hunderttausende von Flüchtlin- 
gen, die der Bürgerkrieg im Sudan mitt- 
lerweile verursacht hat. Diese huma- 
nitäre Hilfe muss aber auch über Okto- 
ber hinaus sichergestellt bleiben. 

Um sich ein Bild der Lage zu ver- 
schaffen, entsendet das Europäische 
Parlament im September eine Delega- 
tion in die Krisenregion. Die Delegation 
wird ihre Aufmerksamkeit vor allem den 
humanitären Aspekten widmen, wie 
dem Zugang der Hilfsorganisationen zu 
den Krisengebieten und die effiziente 
Verteilung der Hilfsgüter vor Ort. 

Michael Gahler (CDU Hessen) ist 
stellv. Vorsitzender des Entwicklungs- 
ausschusses des Europäischen Parla- 
ments. 
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Pöttering begrüßt Aufgabenaufteilung 
der künftigen EU-Kommission 

VORGABEN  BARROSOS  SIND  GUTE  BASIS  FüR  DIE ANHöRUNG 

IM  EUROPäISCHEN  PARLAMENT 

Der Vorsitzende der 
EVP-ED-Fraktion im 

Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pötte- 
ring, hat die Vorstellung 
der Ressortverteilung 
für die künftige Europä- 
ische Kommission durch 
den gewählten Kommis- 
sionspräsidenten Jose 
Manuel Barroso be- 
grüßt. Positiv sei, dass 
die Kommissare gleich- 
berechtigt im Team ar- 
beiten sollen, dessen Führung aber 
eindeutig bei Barroso liegen werde, 
und dass es einen hohen Anteil an 
kompetenten Frauen in der Kommis- 
sion geben werde, sagte Pöttering. 

„Entscheidend ist aber, dass es 
zwischen den Kommissaren und inner- 
halb der Ressorts keine Überschnei- 
dungen gibt. Wenn Kommissar Ver- 
heugen zum Beispiel für die Industrie- 
politik und gleichzeitig für Fragen des 
Binnennmarktes zuständig ist, so muss 
gesichert werden, dass es keinen 
staatlichen Interventionismus gibt, 
sondern der freie Binnenmarkt ge- 
währleistet wird. Dabei sollte dem Mit- 
telstand als der wichtigsten Säule der 
Europäischen Wirtschaft besondere 
Beachtung geschenkt werden." Zu be- 
grüßen sei auch, dass der Lissabon- 

Hans-Gert Pöttering MdEP 

Prozess, also die Stär- 
kung der Europäischen 
Wettbewerbsfähigkeit, 
von einem Kommis- 
sionsmitglied wahrge- 
nommen wird. Dies er- 
fordere eine enge Ko- 
operation mit allen Res- 
sorts, die für Fragen der 
Wirtschaft sowie der 
Ausbildung und der For- 
schung zuständig sind. 

In Bezug auf das 
Außenressort begrüßte 

der EVP-ED-Fraktionschef, dass den 
Nachbarschaftsbeziehungen eine ho- 
he Priorität eingeräumt werden soll. 
Dabei müsse im Süden dem Verhältnis 
zu den arabischen und den islami- 
schen Staaten große Bedeutung bei- 
gemessen werden. Im Osten sollte die 
Kommission insbesondere dazu bei- 
tragen, die Demokratisierung Weißruss- 
lands anzumahnen und die Beziehun- 
gen zu der Ukraine und zu Russland auf 
der Grundlage fairer Partnerschaft aus- 
zubauen. „Die Zuweisung der Themen 
Verwaltung, Haushaltsentlastung und 
Betrugsbekämpfung an einen Vizeprä- 
sidenten ist dann sehr positiv, wenn 
dieses Kommissionsmitglied auch sei- 
ner umfänglichen Berichtspflicht ge- 
genüber dem Europäischen Parlament 
nachkommt", sagte Pöttering. 
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Pöttering - der auch das Durchgriffs- 

recht der Kommissare in die Generaldi- 
rektionen und Verantwortlichkeitder Ge- 
neraldirektoren gegenüber dem jeweili- 
gen Kommissar ausdrücklich forderte - 
erklärte: „Wir werden jetzt jede einzelne 
Kandidatin und jeden einzelnen Kandi- 
daten in den Anhörungen im Europäi- 
schen Parlament - gerade auch unter 

Beachtung der zugewiesenen Ressorts 

-genau zu überprüfen haben." 
„Die Absicht des neuen Kommis- 

sionspräsidenten, mit den anderen In- 
stitutionen, insbesondere mit dem 
Europäischen Parlament, eng zusam- 
menzuarbeiten, ist eine gute Grund- 

lage für den Erfolg," so Hans-Gert Pöt- 
tering. 

Die neue EU-Kommmission 

Präsident: 
Jose Manuel Durao Barroso (48), Portugal 

Vizepräsidenten: 
Margot Wallström (49), Schweden 
Kommissarin für institutionelle Bezie- 
hungen und Öffentlichkeitsarbeit 
Günter Verheugen (60), Deutschland 
Kommissar für Industrie und Unternehmen 
Siim Kallas (55), Estland 
Kommissar für Verwaltung und 
Betrugsbekämpfung 
Jacques Barrot (67), Frankreich 
Kommissar für Verkehr 
Rocco Buttiglione (56), Italien 
Kommissar für Justiz, Freizügigkeit 
und Sicherheit 

Kommissare: 
Louis Michel (57), Belgien 
Kommissar für Entwicklung und 
humanitäre Hilfe 
Mariann Fischer Boel (61), Dänemark 
Kommissarin für Landwirtschaft 

• Olli Rehn (42), Finnland 
Kommissar für Erweiterung 
Stavros Dimas (62), Griechenland 
Kommissar für Umwelt 
Peter Mandelson (51), Großbritannien 
Kommissar für Handel 
Charlie McCreevy (55), Irland 
Kommissar für Binnenmarkt 
Ingrida Udre (45), Lettland 

Kommissarin für Steuern und Zollunion 
;   Dalia Grybauskaite (48), Litauen 

Kommissarin für Finanzplanung und 
Haushalt 
Viviane Reding (53), Luxemburg 
Kommissarin für Medien und Informa- 
tionsgesellschaft 
Joe Borg (52), Malta 
Kommissar für Fischerei 
Neelie Kroes (63), Niederlande 
Kommissarin für Wettbewerb 
Benita Ferrero-Waldner (55), 
Österreich, 
Kommissarin für Außenbeziehungen 
Danuta Hübner (56), Polen 
Kommissarin für Regionalpolitik 
Jan Figel (44), Slowakei 
Kommissar für Bildung und Kultur 
Janez Potocnik (46), Slowenien 
Kommissar für Wissenschaft und 
Forschung 
Joaquin Almunia (56), Spanien 
Kommissar für Wirtschaft und 
Währungspolitik 
Vladimir Spidla (53), Tschechien 
Kommissar für Arbeit, Soziales und 
Gleichstellung 
Läszlö Koväcs (65), Ungarn 
Kommissar für Energie 
Markos Kyprianou (44), Zypern 
Kommissar für Gesundheit und 
Verbraucherschutz 
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kurz & bündig 
AKTUELLES AUS  DER  EVP-ED-FRAKTION 

Fortsetzung des Dialogs mit der 
arabischen Welt 
Der Vorsitzende der EVP-ED-Frakti- 

on ist im Rahmen einer politischen 
Sommerreise zu Gesprächen mit nam- 
haften Vertretern Jemens und Ägyp- 
tens zusammengetroffen, um über die 
demokratische Entwicklung, den ge- 
meinsamen Kampf gegen den Terror, 
die Menschenrechtssituation und die 
künftige Zusammenarbeit von Euro- 
päischer Union und arabischer Welt zu 
sprechen. So traf Pöttering im Jemen 
unter anderem mit Staatspräsident Ali 
Abdullah Saleh und Außenminister 
Abubaker Alqirbi unmittelbar vor des- 
sen Abreise in den Sudan zusammen. 
Der Fraktionsvorsitzende forderte den 
jemenitischen Außenminister dazu auf, 
im Sudan darauf hinzuwirken, dass 
dort die Angriffe auf die christliche Min- 
derheit im Süden des Landes einge- 
stellt werden. In Ägypten standen wei- 
tere Gespräche unter anderem mit 
dem neuen Außenminister Ahmed 
Aboul Gheit auf dem Programm. Pötte- 
ring, der bereits in 15 arabischen Län- 
dern politische Gespräche geführt hat, 
bezeichnete gute Beziehungen zur ara- 
bischen Welt als „lebenswichtig" für 
die Europäische Union. Darüberhinaus 
müsse der gemeinsame Kampf gegen 
den Terrorismus durch eine größtmög- 
liche Unterstützung dieser Staaten 
flankiert werden. 

Angesichts derjüngsten politischen 
Repressionen gegen die wachsende 

christliche Minderheit in der Volksre- 
publik China hat Hans-Gert-Pöttering 
in einem offiziellen Brief an den chine- 
sischen Botschafter in Brüssel außer- 
dem die sofortige Freilassung inhaf- 
tierter Katholiken und Protestanten 
eingefordert. Die Verhaftung von Chri- 
sten durch die chinesischen Behörden 
entspreche nicht der Behauptung 
Chinas, im Lande herrsche Religions- 
und Meinungsfreiheit. Nicht zuletzt an- 
gesichts der für das Jahr 2008 ge- 
planten Ausrichtung der Olympischen 
Spiel in Peking müsse die chinesische 
Regierung in Menschenrechtsfragen 
noch einen weiten Weg gehen. 

Pöttering fordert europäischen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat 
Vor dem Hintergrund der aktuellen 

Debatte um einen italienischen Sitz 
im UN-Sicherheitsrat hat der Vorsit- 
zende der EVP-ED-Fraktion, Hans- 
Gert Pöttering (CDU), an die Regie- 
rungen der EU-Mitgliedstaaten appel- 
liert, die Perspektive eines gemein- 
samen europäischen Sicherheitsrats- 
sitzes nicht aus den Augen zu verlie- 
ren. Pöttering unterstrich, dass die 
Diskussion darüber, welche Formen 
eine gemeinsame EU-Außenpolitik 
nach Inkrafttreten des EU-Verfas- 
sungsvertrags annehmen könnte, 
jetzt zu führen sei, zumal mit der Ver- 
fassung auch die Schaffung einer eu- 
ropäischen Rechtspersönlichkeit ge- 
sichert sei. Dabei seien die bereits be- 
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stehenden Interessen der ständigen 
Sicherheitsratsmitglieder Frankreich 
und Großbritannien angemessen zu 
berücksichtigen. Zusätzliche Sitze für 
Italien oder Deutschland bezeichnete 
Pöttering jedoch als „rückwärts ge- 
wandte Politik", die nicht den Ambi- 
tionen einergemeinsamen EU-Außen- 
und Sicherheitspolitik entspreche. 
Denn ein gemeinsamer europäischer 
Sitz im Weltsicherheitsrat erfordere 
gemeinsames europäisches Handeln 
und das künftige Gewicht europäi- 
scher Interessen in der Welt hänge 
von der außenpolitischen Geschlos- 
senheit der Europäer ab. 

• Europäisches Ideennetzwerk tagt 
in Berlin 
Mehr als 300 Politiker, Akademi- 

ker, Journalisten, Wirtschaftsvertre- 
ter und Experten werden im Rahmen 
des offenen Europäischen Ideennetz- 
werkes (European Ideas Network) 
über die Weiterentwicklung der Eu- 
ropäischen Union diskutieren. Die 
Veranstaltung findet dieses Jahr un- 
ter dem Dach der 3. Sommeruniver- 
sität der EVP-ED-Fraktion in Berlin 
statt und umfasst erstmals eine eu- 
ropäische Ideenmesse (European 
Ideas Fair). Als Redner werden bei der 

Veranstaltung unter anderem Angela 
Merkel, Jose Maria Aznar, Wolgang 
Schäuble,   Eduoard  Balladur,  der 
neue EU-Kommissar Jacques Barrot, 
Kenneth Clarke, der amerikanische 
Botschafter bei der EU, Rockwell 
Schnabel, Professor Francis Fu- 
kuyama(„Das Ende der Geschichte") 
und der Schriftsteller Bruce Sterling 
erwartet. Ziel ist dabei nicht nur der 
Meinungsaustausch, sondern auch 
der Entwurf von Zukunftsszenarien für 
das Europa von morgen. 

Die Ideenmesse bietet auch eine 
Plattform für Thinktanks und Stiftun- 
gen der politischen Mitte zur Präsenta- 
tion ihrer Forschungen zu aktuellen 
Themen. 

Diese beiden Veranstaltungen der 
EIN finden zu einem besonders inter- 
essanten Zeitpunkt in der europäi- 
schen Politik statt, kurz nach der Kon- 
stituierung des neugewählten Europä- 
ischen Parlaments, aber noch vor den 
Hearings der designierten EU-Kommis- 
sare. Die Berliner Veranstaltung der 
EVP-ED wird damit zur Ausgestaltung 
der politischen Debatte der Europäi- 
schen Union beitragen. 

Knut Götz, EVP-ED-Pressestelle, 
kgoelz@europarl. eu. int 
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